






















































































































































Zur Wohnungsbaupolitik der CDU 
in Nordrhein-Westfalen 

Am 10. Juli 1966 entscheidet die Bevölkerung Nordrhein-Westfalens über 
die politische Zukunft des Landes. 

Die CDU hat den Aufstieg dieses bevölkerungsstärksten Landes der 
Bundesrepublik verantwortlich getragen und die Weichen für eine Zu­
kunft gestellt, die dem Land ein neues Gesicht, noch mehr Chancen und 
seinen Menschen eine schönere und gesündere Heimat geben wird. 

Die CDU stellt sich den Wählern mit gutem Gewissen. Die CDU kann 
auf Leistungen verweisen. Die CDU hat eine klare Vorstellung von den 
Aufgaben der Zukunft. Die CDU hat clie besseren und in der politischen 
Verantwortung bewährten Männer und Frauen. 

Land und Gemeinden - Koch und Kellner 

Die SPD beherrscht zahlreiche Rathäuser und hebt ihre Leistungen 
auf dem kommunalen Gebiet hervor. Sie profitiert dabei von den Er­
folgen, die erst durch die Wirtschaftspolitik der von der CDU ge­
tragenen Bundes- und Landesregierung geschaffen worden sind. 
Eine der Auswirkungen dieser Politik war es, daß die öffentlichen 
Einnahmen überall wesentlich gestiegen sind. Erst dadurch wurden 
die entscheidenden finanziellen Voraussetzungen für den Wiederauf­
bau insgesamt, aber auch in den sozialdemokratisch beherrschten 
Gemeinden geschaffen. Dieser Zusammenhang wird von der SPD 
verschwiegen . 

Der Wohnungsbau 

Deutlich sichtbarer Beweis erfolgreicher christlich -demokratischer Politik 
ist der Wohnungsbau. Die Welt bewundert den schnellen Wiederaufbau 
unserer zenbombten Städte, die modernen Siedlungen ; für sie ist das 
„deutsche Wunder" nicht zuletzt 1die einZ!igartige Leistung 'im Wohnungs­
bau. 

In der Bundesrepublik sind von 1949 bis heute rund 9 Millionen Woh­
nungen gebaut worden. Das heißt mit anderen Worten : Bei uns ist 
in jeder Minute - Tag und Nacht - eine Wohnung fertiggestellt 
worden. 

Aber nicht nur 1das: Auch die Qualität der Wohnungen wurde ständig 
verbessert. Heute liegt die durchschnittliche Wohnungsgröße bei 
etwa 80 qm (1952 waren es etwa 55 und 1956 etwa 62 qm). Seit Jah-



ren wird kaum noch eine Wohnung ohne Bad gebaut. Etwa die Hälfte 
der neueren Wohnungen ist mit Zentral- oder Fernheizung ausge­
stattet. 

Nordrhein-Westfalen, das am stärksten vom Krieg verwüstete land, hat 
unter Karl Arnold und Dr. Franz Meyers den eindrucksvollsten Anteil an 
diesem grandiosen Wiederaufbauwerk. 

Die Leistungen der letzten Jahre sprechen für sich: Allein von 1962 
bis 1965 wurden In Nordrhein-Westfalen gebaut: 

1962 146 738 
1963 148 705 
1964 169 695 
1965 149 201 

614 339 Wohnungen 

1962-1965 also: 614 339 neue Wohnungen in Nordrhein-Westfalen! 
Das ist Wohnraum für etwa 1,9 Millionen Menschen! 

Der Bevölkerungszuwachs betrug von 1962 bis 1964 rund 520 000 Per­
sonen. Diese benötigten etwa 175 000 Wohnungen. 

In Nordrhein-Westfalen ist also mit ·der Bauleistung der Jahre 1962 
bis 1964 nicht nur 1der Wohnungsmehrbedarf infolge des Bevölke­
rungszuwachses gedeckt, sondern 'darüber hinaus ,sind weitere 
290 000 Wohnungen zur Deckung des ,sonstigen Bedarfs neu gebaut 
worden. 

Diese Entwic~lung hat sich 1965 und bis heute fortgesetzt. Die Re­
gierung Meyers garantiert sie auch für die Zukunft( 

Von den insgesamt 465 000 Wohnungen 'Cler Jahre 1962 bis 1964 hat das 
Land Nordrhein-Westfalen rund 285 000 mit Landesmitteln gefördert. Hin­
zu kommen über 33 000 mit Landesmitteln gefö r.derte He·implätze in 
Wohnheimen . 

1965 hat das Land rd . 80 000 Wohnungen öffentlich gefördert. Auch 1966 
wenden es wieder 80 000 öffentlich geförderte Wohnungen sein! Für das 
laufende Jahr sieht 1der Landeshaushalt 1,6 Milliarden DM (15,4 vH des 
Gesamtetats) vor. Mit Erlaß vom 25. Februar 1966 hat der Wohnungsbau­
minister bereits eine e r s t e Rate zur Verfügung gestellt. Weitere Mittel 
folgen! Das Land No11drhe,1n-Westfalen hat für 1den Wohnungsbau -
neben den vom Bund bereitgestellten Bundesmitteln - an Landesmitteln 
zur Verfügung gestellt: 

1962 
1963 
1964 

1,106 Milliarden DM 
1, 128 Milliarden DM 
1,795 Milliarden DM 

Christlich-demokratische Wohnungsbaupolitik ist gleichzeitig Gesell­
schafts- und Eigentumspolitik. Daher hat d ie Regierung Dr. Franz Meyers 
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- wie die seines Vorgängers Karl Arnold - das Familieneigenheim und 
die Eigentumswohnung mit besonderem Nachdruck und erheblichen fi­
nanziellen Mitteln gefördert. 

36 vH aller mit Landesmitteln geförderten Wohnungen sind Eigen­
heime oder Eigentumswohnungen. 

Zur Förderung von Familienhe:imen hat <die Landesregierung das Sonder­
programm für den Bau von Familienheimen in geschlossenen Gruppen 
durchgeführt. 

Von 1962 bis 1964 wur·den 15 000 Wohnungen in Familienheimen in 
geschlossenen Gruppen zusätzlich .geföndert. 

Für dieses Programm wurden 266 Millionen DM zusätzlich zur Ver­
fügung gestellt. 

Den kinderreichen Familien galt die Sorge 1der Landesregierung in beson­
derem Maße. Die Mittel für Familienzusatzdarlehen wurden ab 1964 be­
trächtlich erhöht. 

Dieses Beispiel aus No~drhein-Westfalen ist von der Bundesregie­
rung in das Wohnungsbauänderungsgesetz 1965 übernommen wor­
den. 

Auch für solche kinderreichen Familien, die sich ein Eigenheim nicht 
leisten können oder aus mancherlei Gründen eine Mietwohnung vorzie­
hen, wird mit Mitteln des Landes vordringlich Wohnraum beschafft. 

Seit 1962 gewährt die Landesregierung verlorene Zuschüsse auch Bau­
herren, die eine zweite selbständige, abgeschlossene, öffentlich geför­
derte Wohnung in einem Familienheim oder eine Miet- oder Genossen­
schaftswohnung errichten. Voraussetzung ist, daß eine solche Wohnung 
für eine kinderreiche Familie geeignet ist. 

Auch diese Maßnahme ist in der Bundesrepublik bahnbrechend! 

Eine weitere Leistung der Landesregierung ist die Gewährung von Bei­
hilfen als Ersatz für fehlendes Eigenkapital. Diese Mittel werden insbe­
sondere für einkommensschwache und kinderreiche Familien zur Verfü­
gung gestellt. 

Von 1962 bis 1964 hat die Landesregierung unter Dr. Franz Meyers fol­
gende Mittel zur Wohnraumbeschaffung für einkommensschwache und 
kinderreiche Familien bereitgestellt: 

• 196 Millionen DM an Familienzusatzdarlehen 
• 16 Millionen DM an Zuschüssen zur Wohnraumbeschaffung 

(Mietwohnungen) 
• 202 Millionen DM an Beihilfen als Ersatz für fehlen1des 

Eigenkapital 
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Das vor 1 O Jahren begonnene Programm für die Bewohner von Notunter­
künften wurde mit steigenden Mitteln fortgesetzt. 

Von 1962 bis 1964 wur.den für diesen Zweck 313 Millionen DM be­
reitgestellt. 

Familien oder Einzelstehende, die eine Miete zahlen müssen, die einen 
bestimmten, vertretbaren Anteil ihres Einkommens übersteigt, erhalten 
ein Wohngeld. Die Landesregierung hat für diesen Zweck - neben den 
Mitteln, die vom Bund getragen werden - zur Verfügung gestellt 

• 1962 rund 11,0 Millionen DM 
• 1963 rund 12,6 Millionen DM 
• 1964 rund 17.7 Millionen DM 

Insgesamt hat die Landesregierung unter Dr. Franz Meyers von 1962 bis 
1964 für den Wohnungsbau 

6,95 Milliarden DM ausgegeben. 

Nordrhein-Westfalen hat im Wohnungsbau eine Rekordleistung vorzu­
weisen. 

Die Zahlen beweisen es: 

• Von 1958 bis 1965 wu rden 1 270 773 Wohnungen fertiggestellt 

• Das 1ist Wohnraum für etwa 4 Millionen Menschen 

• Ende 1965 waren für die 16 735 736 Einwohner des Landes 
5 300 000 Wohnungen vorhanden. Das bedeutet eine Wohndichte 
von 3, 16 Personen gegenüber einer Wohndichte von 3,56 Personen 
im Jahre 1939. 

• Das ist im Vergleich zu 1939 eine Steigerung des Wohnraumbe­
standes um 57,8 vH 

• Dagegen hat sich die Bevölkerungszahl seit 1939 um rund 40,3 vH 
erhöht. 

-1 
1 

Der Wohnungsbau in Nordrhein-Westfalen ist also in seinem Tempo der 
Zeit voraus. Der Zuwachs an Wohnungen ist wesentlich größer als der 
Bevölkerungszuwachs! Heute steht pro Kopf der Bevölkerung mehr 
Wohnraum zur Verfügung als 1939! 

Ende 1966 werden bei gleichem Bevölkerungszuwachs und gleicher Bau­
leistung 

für 16 950 000 Menschen 
5 430 000 Wohnungen 

vorhanden sein . 

Das ist der Erfolg christlich-demokratischer Wohnungsbaupolitik! Nord­
rhein-Westfalens Aufbau ist die Leistung seiner fleißigen und mutigen 
Menschen. Er war aber nur denkbar unter einer zielbewußten, energi­
schen und vorausschauenden Landesregierung. 
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So ist Nordrhein-Westfalens Wiederaufstieg aus Schutt und Trümmern 
die Leistung der CDU 

die Leistung von Männern 
wie Karl Arnold und Franz Meyers. 

Es soll und kann nicht geleugnet wer.den, daß in manchen Gebieten noch 
Schwierigkeiten bei 1der Wohnraumbeschaffung bestehen. Diese Schwie­
rigkeiten sind hervorgerufen insbesondere durch den weitergehenden 
Bevölkerungszuwachs, durch Haushaltsneugründungen, 1durch den Zu­
strom von Arbeitskräften aus ländlichen Gebieten in die industriellen 
Ballungsgebiete und durch 1die Aufnahme ausländischer Gastarbeiter. 
Jedoch: Der Wohnungsbau wird fortgesetzt, bis überall in unserem Land 
ein voll ausreichendes Wohnungsangebot vorhanden ist. 

Daneben gilt es, 1die noch bestehenden unzureichenden Wohnungen, die 
den modernen hygienischen Ansprüchen usw. nicht mehr entsprechen, zu 
verbessern oder ·durch Neubauten zu ersetzen. Große Aufgaben stellen 
sich auch durch die Raumordnung rund die Stadt- und Dorferneuerung. 
Unzulängliche Gebiete müssen erneuert und bauliche Mißstände durch 
umfassende Sanierung beseitigt werden. Das Ziel ist dabei, gesunde Um­
weltbedingungen zu .schaffen ·und unsere Städte und Dörfer so z·u ge­
stalten, daß jeder in ihnen ges·und leben kann. 

Zur Erfüllung dieser noch vor uns liegenden Aufgaben bedarf es einer 
zielbewußten, energischen und vorausschauenden politischen Führung. 
Die Männer der CDU haben sich in der politischen Verantwortung be­
währt. Ihnen ist der Wiederaufstieg Nordrhein-Westfalens aus Schutt und 
Asche zu danken. Ihre Leistungen bieten die Gewähr, daß das Erreichte 
nicht vertan wird und daß die noch zu lösenden Aufgaben gemeistert 
werden. 
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Die Agrarpolitik der CDU 

1. Verflechtung der Landwirtschaft mit der Gesamtwirtschaft 

1. Erzeugung 

Die Produktionsbedingungen der Landwirtschaft hängen vielfach von 
Risiken ab, auf die der Mensch keinen Einfluß hat. Die noch nicht voll und 
ganz bereinigte Agrarstruktur drängt die landwirtschaftliche Erzeugung 
zudem oft in eine Richtung, die noch nicht dem Markt angepaßt ist. Hier 
hat es die gewerbliche Wirtschaft besser, weil sie sich schneller auf die 
Nachfrage einstellen kann . 

Trotz der Erschwernisse steigerte die Landwirtschaft ihre Arbeitsproduk­
tivität gegenüber dem Vorkriegsstand auf 281 vH. Durch unsere Boden­
und Veredlungsproduktion werden über 78 vH des inländischen Bedarfs 
an Nahrungsmitteln gedeckt. 

Selbstversorgungsgrad in Prozent: 
Milch 100vH 
Butter 93 vH 
Fleisch insges. 86 vH 
Obst 76 vH 
Zucker 86 vH 
Eier 75 vH 
Käse 55vH 

Die Landwirtschaft ist also auch im hochindustrialisierten Bundesgebiet 
der Haupternährungsträger der Bevölkerung. Sie erwirtschaftet ca . 5 vH 
des Bruttosozialprodukts und ist damit ein nicht zu übersehender und 
starker Wirtschaftsfaktor. 

2. D e r Ab s atz 

Der Absatz landwirtschaftlicher Produkte ist Erschwernissen unterworfen, 
weil 

a) die Nachfrage nach Agrarprodukten vor allen Dingen bei der Roh­
ware unelastisch ist, d. h. daß selbst Preissenkungen keine Steige­
rung der Nachfrage mehr bewirken (kein Mensch kann sich mehr als 
satt essen), 

b) mit steigendem Einkommen der Verbraucher sowohl absolut als auch 
relativ ein ständig sinkender Teil der Einkommen für Grundnahrungs­
mittel ausgegeben wird und 

c) die landwirtschaftliche Erzeugung infolge besonderer Gegebenheiten 
(Aufwuchsdauer usw.) sich nicht so schnell und reibungslos wie die 
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gewerbliche Wirtschaft stets auftretenden Nachfrageschwankungen 
anpassen kann. 

3. Ab w a n d e r u n g 

Es ist und bleibt grundsätzlich Ziel der Agrarpolitik der CDU, einer Ab­
wanderung aus ländlichen Räumen entgegenzuwirken . Trotzdem fördert 
sie unter Umständen die durch Rationalisierung und Mechanisierung be­
wirkte Abwanderung der Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft. Sie bleibt 
jedoch stets bemüht, den abwandernden Arbeitskräften durch Um­
schulungsmöglichkeiten eine neue Berufsgrundlage zu sichern, und zwar 
vorrangig in ländlichen Regionen. 

Durch die Abwanderung, auch von Betriebsleitern und deren Angehörigen, 
verschlechterte sich die Alterspyramide in der Landwirtschaft derart, daß 
1963 26,4 vH der männlichen und 17,6 vH der weiblichen Arbeitskräfte in 
der Landwirtschaft über 60 Jahre alt waren . In anderen Wirtschaftsbe­
reichen waren zum gleichen Zeitpunkt nur 8,8 vH der männlichen und 
4,9 vH der weiolicher,i Beschäftigten über 60 Jahre alt. 

Durch die Novellierung des Altershilfegesetzes für die deutsche Landwirt­
schaft, die initiativ von der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
vorangetrieben wurde, ist ein bedeutsamer Schritt zur Verbesserung der 
Altersstruktur der Betriebsinhaber getan worden: eine schnellere Ober­
gabemöglichkeit der Höfe hält nachwachsende Bauernsöhne auf dem 
lande. Die unternehmerische Verantwortung wird durch diese Initiative 
schneller auf die jüngere Generation übertragen, und soziale Härten in 
ländlichen Regionen werden wirksam unterbunden. 

4. Betriebsgrößenstruktur 

Seit 1949 ist ein starker Strukturwandel in der deutschen Landwirtschaft 
zu beobachten, der insbesondere sich auch auf diejenigen landwirtschaft­
lichen Betriebe erstreckt, die den Ballungszentren am nächsten sind. Ins­
gesamt ist die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe im Bundesgebiet um 
23 vH oder 450 000 Einheiten zurückgegangen. Etwa 509 000 Betriebe der 
Größenklassen 0,5-10 ha wurden aufgegeben bzw. aufgestockt. Erstmals 
wurden im Jahre 1964 auch die Größenklasse von 10-20 ha von diesem 
Wandlungsprozeß erfaßt. Die Anzahl der Betriebe von 10 bis unter 100 ha 
hat sich um 29 000 erhöht. 

Die CDU unterstützt durch vielseitige Maßnahmen in Land und Bund den 
Umstrukturierungsprozeß, der sich auf völlig freiwilliger Grundlage voll­
zieht. 

5. G r ü n e r P 1 a n 

Auf Grund des Landwirtschaftsgesetzes von 1955 werden der Landwirt­
schaft als Hilfe zur Selbsthilfe staatliche Mittel zur Verfügung gestellt mit 
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dem Ziel, die Disparität in Einkommen pro Kopf, die zwischen dem Ein­
kommen in der gewerblichen Wirtschaft und in der Landwirtschaft besteht, 
zu mildern. Von den im Grünen Plan ausgewiesenen Mitteln dienen jedoch 
nicht alle Ansätze allein nur der Landwirtschaft, sondern auch Gemein­
schaftsaufgaben. Hierbei handelt es sich vorwiegend um Mittel für Maß­
nahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur und der Raumordnung , z. B. 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen, Wegeb<iu usw. 

Der Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des Landes Nord­
rhein-Westfalen, Gustav Niermann, sagte hierzu auf dem Bauernkongreß 
der CDU in Oldenburg am 5. März 1965 aus : „Die Förderungsmaßnahmen 
des Staates bei der Agrarstrukturverbesserung betrachten wir als eine 
Hilfe zur Selbsthilfe. Etwas anderes wollen unsere Bauern auch gar nicht; 
sie haben es allerdings satt, wenn die staatlichen Hilfen zur Selbsthilfe 
immer wieder in der Offentlichkeit als ,ungerechtfertigte Subvention' für 
die Landwirtschaft deklariert werden. Das Ziel aller Hilfen bleibt doch, 
die Zweckbestimmung des Landwirtschaftsgesetzes von 1955, die Dispa­
rität zwischen gewerblicher Wirtschaft und Landwirtschaft im Einkommen 
auszugleichen." 

6. Ku n d e d e r 1 n d u s tri e 

Die Zahl der Arbeitskräfte in der gewerblichen Wirtschaft wächst von 
Jahr zu Jahr, während die in der Landwirtschaft jährlich um einige 10 000 
abnimmt. Nie wird deutlich genug darauf hingewiesen, daß die Landwirt­
schaft einer der größten Kunden unserer Industrie ist. Besonders die 
Investitionen im notwendigen Maschinenpark einer rationell ausgerichte­
ten Landwirtschaft beanspruchen Jahr für Jahr Milliardenbeträge. Allein 
in den letzten acht Jahren investierte die Landwirtschaft 16,3 Milliarden 
DM in neue Maschinen. 

Von 1958 bis 1964 steigerten sich die Käufe von Betriebsmitteln der Land­
wirtschaft von 7,7 Milliarden DM auf 11,6 Milliarden DM jährlich. An all­
gemeinen Bedarfsgütern kaufen die in der Landwirtschaft Tätigen und 
ihre Angehörigen jährlich für weitere ca. 8 Milliarden DM ein . 

Die CDU sieht in dem ständigen Ansteigen der Käufe der Landwirtschaft 
eine Bestätigung ihres agrarpolitischen Kurs, der die Bemühungen der 
Landwirtschaft unterstützt, nach modernsten Methoden unternehmerisch 
zu wirtschaften. 

7. Ohne Landwirtschaft keine Sicherheit 

Die Produktion der Landwirtschaft stellt einen Wert von 27 Milliarden DM 
jährlich dar. Die CDU wird diese landwirtsch<iftliche Produktion weiterhin 

- Jördern und erhalten, da bei Nachlassen der Produktion im landwirtschaft­
lictt'rn Bereich die Exportleistung der gewerblichen Industrie um viele 
Milliarden DM gesteigert werden müßte, wenn Nahrungsgüter am Welt­
markt gekJ~ft werden müßten. 
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Professor Woermann, Göttingen, sagte auf dem Bauernkongreß der CDU 
in Oldenburg: „Wenn man das Ergebnis des Verhaltens der Landwirt­
schaft als Teil der Gesamtwirtschaft im wirtschaftlichen Wachstumsprozeß 
sowie die durch das Wachstum ausgelösten und von der Landwirtschaft 
bereits vollzogenen Anpassungen in einem Satz zusammenfassen will, so 
ist zu sagen: Die Leistung der Landwirtschaft bestand darin, daß sie mit 
einer um reichlich 40 vH verringerten Zahl von Vollarbeitskräften eine um 
60 vH höhere Brutto-Produktion an Nahrungsmitteln erstellte. Damit stieg 
die Arbeitsproduktivität, gemessen an der Bruttoerzeugung je Beschäf­
tigten, um 150 vH." 

Diese hervorragenden Leistungen der deutschen Landwirtschaft sind 
trotz der genannten natürlichen Schwierigkeiten, die im Land Nordrhein­
Westfalen in verstärktem Maße auftreten, auch in unserem Land erzielt 
und z. T. sogar überboten worden. Sie beruhen auf der Tüchtigkeit und 
Anpassungsfähigkeit unserer Bauern, wären jedoch ohne staatliche Hilfe 
und Förderung nicht möglich gewesen. Die Erhöhung der Produktivität 
der Landwirtschaft übertrifft ganz wesentlich die der gewerblichen Wirt­
schaft, obwohl sie unter ungleichen Startbedingungen und trotz der 
Schwierigkeiten im natürlichen und strukturellen Bereich durchgeführt 
werden mußte. Hinzu kommt noch der Druck, unter dem die Landwirt­
schaft im Rahmen des stärkeren Zusammenschlusses der EWG zu arbei­
ten gezwungen war. 

Die konstruktive Agrarpolitik der CDU, in steter Anpassung an die ge­
samtwirtschaftliche Lage konsequent durchgeführt, hat diese Leistungen 
wesentlich beeinflußt. 

II. Integration in den Gemeinsamen Markt 

Der am 25. März 1957 unterzeichnete und am 1. Januar 1958 in Kraft 
getretene Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft (EWG) berührt einschneidend die Gesamtsituation der deutschen 
Landwirtschaft. Insbesondere die marktnahen landwirtschaftlichen Be­
triebe werden durch Preisregelungen, die unsere bisherigen Marktord­
nungen ändern, vielfach so getroffen, daß die marktnahe Lage nicht 
unbedingt ein Vorteil ist. 

1. Preisregulierungen 

Für ca. 85 vH aller landwirtschaftlichen Erzeugnisse sind durch gemein­
same Maßnahmen der EWG bereits Preisregelungen getroffen; für Er­
zeugnisse wie Milch, Obst und Gemüse, Wein, Zuckerrüben u. a. stehen 
Lösungen noch aus. 

Die CDU des Rheinlandes und von Westfalen-Lippe tritt in verstärktem 
Maße dafür ein, daß beispielsweise im milchwirtschaftlichen Bereich eine 
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weitgehende Aufrechterhaltung der Milchmarktordnung auch im Gemein­
samen Markt gesichert bleibt. Damit soll erreicht werden, daß das funk­
tionierende System des Ausgleichs zwischen Trinkmilch- und Verarbei­
tungsbetrieb eine gute Verwertung der angelieferten Milch weiterhin 
garantiert, und zwar unter Berücksichtigung eines Erzeugerauszahlungs­
preises für Milch, der sich an den Kosten orientiert. 

Trotz Kürzungen im Etat verfolgt die CDU das agrarpolitische Ziel, die 
Förderungsmaßnahmen des Bundes und der Länder darauf abzustellen, 
die Produktion in dem Maße zu beeinflussen, daß der Verbraucher auf 
ein Angebot frischer deutscher Qualitäten in gleichbleibender Menge und 
guter Sortierung zurückgreifen kann. 

2. An p a s s u n g s p 1 a n 

Die CDU fordert zur Integration der Landwirtschaft, insbesondere um die 
nordrheinwestfälische Landwirtschaft organisch sowohl in die EWG als 
auch in die Gesamtwirtschaft integrieren zu können, ein EWG-Anpas­
sungsgesetz. Es sollte sich beziehen auf: 

a) Die Förderung der Spezialisierung in den Betrieben, 

b) die Förderung der Bildung von gebietlichen Erzeugungsschwerpunkten, 

c) die Förderung der Zusammenfassung, Sortierung, Lagerung und Auf-
bereitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse und 

d) die Förderung neuer Formen der Produktion und des Absatzes. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Hermann 
Höcherl, erklärte am 20. Januar 1966 (s. Agrarbrief): 

„Die gemeinsame Agrarpolitik darf alles in allem nicht mit weiteren ein­
seitigen deutschen Opfern verbunden sein, schon im Interesse der Inte­
gration. Die Markt- und Preispolitik wird wie bisher schon durch das 
Bemühen um weitere Produktivitätssteigerungen untermauert werden 
müssen.· 

III. Das Ziel 

Die Erfüllung der Verpflichtung aus dem Landwirtschaftsgesetz von 1955, 
den Abstand der Einkommen zwischen Landwirtschaft und gewerblicher 
Wirtschaft durch gezielte Maßnahmen zu verringern, ist und bleibt ober­
stes Ziel der Agrarpolitik der CDU auch in Nordrhein-Westfalen. Während 
im Jahre 1956/1957 der erzielte Lohn in der Landwirtschaft 1684,- DM 
betrug - im Gegensatz zur gewerblichen Wirtschaft zur gleichen Zeit mit 
4168,- DM-, so erhöhte sich der Lohn bis 1963/1964 auf 5493,- DM 
pro Jahr; im gleichen Zeitraum stieg der Lohn in der gewerblichen Wirt­
schaft auf 6981,- DM. 

Ziel der Agrarpolitik der CDU ist weiterhin die Stärkung der unternehme­
rischen Initiative des Betriebsleiters, die wesentliche Voraussetzung für 
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einen sinn- und effektvollen Einsatz der staatlichen Förderungsmittel 
bleibt. 

Ziel der Agrarpolitik der CDU ist die Gesunderhaltung und Verbesserung 
der Struktur des ländlichen Raumes durch sinnvolle Abstimmung aller 
raumordnenden und strukturverbessernden Maßnahmen, sowohl auf dem 
Gebiete der äußeren Verkehrslage der Betriebe als auch· der Betriebs­
organisation und der Marktlage. Alle strukturwirksamen Förderungen 
müssen für den Menschen, der im ländlichen Raum lebt und arbeitet, dar­
auf ausgerichtet sein, daß seine Existenz weiterhin gefestigt wird . Des­
halb erstreckt sich diese Förderung über den wirtschaftlichen Rahmen 
hinaus auf die Gebiete der Sozial- und Bildungspolitik. 

Ziel der Agrarpolitik ist schließlich die Erhaltung und Schaffung einer 
möglichst großen Zahl bäuerlicher Familienbetriebe in mannigfacher Art 
und Größe. Im Verlaufe der einschneidenden Veränderungen der Agrar­
struktur hat sich auf der einen Seite die Zahl der bäuerlichen Familienbe­
triebe in Nordrhein-Westfalen zwischen 10 und 100 ha landwirtschaftlicher 
Nutzfläche (LN) seit 1959 um rund 30000 vermehrt, die Zahl der „Be­
triebe" zwischen 0,5 und 10 ha LN ist um mehr als 253000 zurückge­
gangen. 

Dieser Prozeß muß in volkswirtschaftlich produktiver Weise gelenkt wer­
den, und zwar durch Maßnahmen der Raumordnung, z. B. der Gewerbe­
förderung und der Verkehrserschließung auf dem lande. Die CDU in 
Nordrhein-Westfalen wird alle Maßnahmen, die diesen Zielen dienen, in 
Fortsetzung der bisherigen Agrarpolitik fördern. Sie wird darüber hinaus 
zur Anpassung an die sich ständig ändernden Verhältnisse in unserer 
dynamischen Wirtschaft und Gesellschaft Initiativen entwickeln und ent­
scheidende Hilfen bereitstellen. 

Die wesentlichen agrarpolitischen Entscheidungen werden auf EWG- und 
Bundesebene getroffen. Die regionalen Pläne im lande Nordrhein-West­
falen sind deshalb sehr oft ergänzende Förderungs- und Verstärkungs­
maßnahmen. Es muß jedoch hervorgehoben werden, daß das Land Nord­
rhein-Westfalen mit seiner von der CDU getragenen Agrarpolitik und 
seinen gezielten Maßnahmen immer beispielhaft vorangegangen ist und 
die Entscheidungen auf EWG- und Bundesebene im Bundesrat wesentlich 
mitbeeinflußt hat. 

IV. Die Aufgaben 

Durch die verantwortungsbewußte Agrarpolitik der CDU wird eine lei­
stungsfähige und rentable Landwirtschaft auch in Zukunft im industrie­
reichen Land Nordrhein-Westfalen ein wesentliches Glied der Volkswirt­
schaft bleiben. Die CDU wird die Aufgabe, die Landwirtschaft mit den 
Mitteln der Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik in die Gesamtwirtschaft 
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zu integrieren, konsequent lösen. Dabei wird das land Nordrhein-West­
falen stets den regionalen Sonderbedürfnissen die notwendige Aufmerk­
samkeit schenken. 

Nordrhein-Westfalen ist das größte Verbraucherzentrum Europas. Das 
bedeutet eine große Chance für eine hoch leistungsfähige Land- und Er­
nährungswirtschaft. Die Hauptaufgabe wird sein , strukturelle Unzuläng­
lichkeiten im weitesten Sinne zu beseitigen, insbesondere auf dem Ge­
biete der Produktion und des Absatzes. Daneben werden die CDU-Poli­
tiker sich mit großer Aufmerksamkeit der Bildungs- und Sozialpolitik im 
ländlichen Raum widmen und dafür Sorge tragen , daß vor allem unausge­
schöpfte Bildungsreserven aktiviert werden. 

1.Agrarstrukturverbesserung im Rahmen der 
Neuordnung des ländlichen Raumes 

a) Die CDU setzt sich für eine Verstärkung und sinnvolle Zusammenfas­
sung sowie für eine Beschleunigung aller Einzelmaßnahmen auf dem 
Gebiete der Agrarstrukturverbesserung ein . Die Flurbereinigung als 
umfassende Maßnahme einer sinnvollen Neuordnung der ländlichen 
Gebiete muß mit der gleichen Intensität wie bisher vorangetrieben 
werden. Sie stellt das wirksamste Mittel zur Verbesserung der Pro­
duktivität der einzelnen Betriebe dar, wobei in ihrem Rahmen auch alle 
anderen strukturwirksamen Aufgaben mit erfüllt werden können. Die 
beschleunigte Zusammenlegung und das vereinfachte Flurbereini ­
gungsverfahren sollten in verstärktem Maße überall dort angewandt 
werden , wo die Beseitigung der Besitzzersplitterung vordringliche 
Aufgabe konsequenter Raumordnung ist. 

Von 1949 bis Ende 1964 sind in Nordrhein-Westfalen insgesamt 
515000 ha Fläche bereinigt worden, das bedeutet eine Jahresleistung 
von ca. 40000 bis 45000 ha ; etwa 800000 ha sind noch zu bereinigen. 
Organisation und personelle Ausstattung der Flurbereinigungsbehör­
den sind zu verstärken. 

Die Aussiedlung sollte wegen des damit verbundenen Mittelaufwan­
des nur dann durchgeführt werden, wenn zwei Effekte erzielbar sind : 

aa) Eine Verlegung in die Feldflur muß die Rentabilität des Betriebes 
entscheidend verbessern, wobei die Landzulage je nach Betriebs­
art in ausreichendem Maße gegeben sein muß bzw. in absehbarer 
Zukunft durch Auffangen von unrentablen Kleinstflächen oder 
durch Zupacht erreicht werden kann . 

bb) Die Althoffläche sollte stets der gesunden Umstrukturierung des 
Dorfes dienen. Etwa 2000 Betriebe sind seit 1950 in Nordrhein­
Westfalen ausgesiedelt worden. Ob die bisherige Jahresleistung 
von 300 Betrieben beibehalten werden kann , sollte sich nach den 
oben genannten Kriterien richten. 
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Das gleiche gilt für die Aufstockung landwirtschaftlicher Betriebe. In 
diesem Zusammenhang kommt der Frage der Landmobilisierung 
(Jahresleistung der Betriebsvergrößerung im Bundesgebiet im Jahre 
1964 6000 Betriebe) besondere Bedeutung zu . 

Eine schnellere, auf freiwilliger Basis durchzuführende Betriebsauf­
stockung kann erreicht werden durch : 

- bessere Entschädigung bei Aufgabe von unwirtschaftlichen Be-
betrieben, 

- Förderung der langfristigen Verpachtung oder des Verkaufs 
- zusätzliche Darlehen oder Übernahme von Bürgschaften 
- Gewährung dynamischer Renten beim Landverkauf und durch 
- Gewährung eines vorzeitigen Altersgeldes bei Landabgabe durch 

Verpachtung oder Verkauf. 

Auf dem Gebiete des Wirtschaftswegebaus in und außerhalb der Flur­
bereinigung sind erhebliche Leistungen zu verzeichnen . Bis Ende 1964 
wurden in Nordrhein-Westfalen außerhalb der Flurbereinigung 17 000 
km, innerhalb der Flurbereinigung 9000 km zusammen 26000 km Wirt­
schaftswege gebaut; 50 000 km Wirtschaftswege sind noch in und außer­
halb der Flurbereinigung zu erstellen. Die Jahresleistung liegt bei etwa 
3000 km, wobei zu berücksichtigen ist, daß nicht nur die Landwirtschaft, 
sondern alle auf dem lande Wohnenden von dieser Maßnahme Nutzen 
haben. 

Die Althofsanierung sollte in Zukunft stärker betont werden. Nicht jeder 
alte Hof ist aussiedlungsbedürftig, viele aber bedürfen der Verbesse­
rung der .Wohn- und Wirtschaftsgebäude. Nach Schätzungen sind 
40000 Betriebe verbesserungsbedürftig. Wenn pro Betrieb 60000,­
DM gerechnet werden, so sind für diese Maßnahme etwa 2,4 Milliar­
den DM - gerechnet auf einen Zeitraum von 10 Jahren - erforder­
lich. Bei % Fremdkapital bedeutet das eine Summe von ca. 180 Mil­
lionen DM im Jahr. Die von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion auch im 
Haushaltsjahr 1966 wieder angesetzte Zinsverbilligungsaktion des 
Bundes deckt % des Bedarfs zu tragbaren Konditionen, der Rest muß 
vom Land aufgebracht werden. 

Auf dem Gebiete der Mechanisierung und der betrieblichen Ausstat­
tung mit Maschinen muß die staatliche Förderung zu etwa den gleichen 
Bedingungen wie bisher fortgeführt werden (Kreditinanspruchnahme 
1964 106 Mill. DM mit Zinsverbilligung). 

Die Fortsetzung der bisherigen Agrarpolitik der CDU im lande Nord­
rhein-Westfalen sichert die Erfolge der bisherigen Maßnahmen und 
bewirkt auch in der Zukunft, daß alle in der Landwirtschaft Tätigen eine 
attraktive Existenz finden. 

b) Die ländliche Gemeinde muß in ihrer Wirtschaftskraft gestärkt wer­
den. Im Rahmen des Landesentwicklungsprogramms von Nordrhein-
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Westfalen sind die Ansiedlung gewerblicher und handwerklicher Be­
triebe zur Erreichung einer vielseitigen und damit krisenfesten Wirt­
schaftsstruktur, die Förderung der öffentlichen Versorgungseinrichtun­
gen für Trink- und Abwasser, der Ausbau des Nachrichtenwesens, der 
Wirtschafts- und Verkehrswege und der Ausbau des Schulwesens -
besonders hinsichtlich berufsbildender und weiterführender Schulen 
- vordringlich. 

In den von Natur benachteiligten Gebieten ist einer Umstellung der 
landwirtschaftlichen Betriebe auf eine stärkere Spezialisierung der 
Produktion größtmögliche Förderung zu gewähren. Dabei soll auch 
der Entwicklung des Fremdenverkehrs und anderer außerlandwirt­
schaftlicher Erwerbsmöglichkeiten besondere Aufmerksamkeit ge­
schenkt werden. 

c) Zur Verbesserung der Struktur des Einzelbetriebes ist es notwendig, 
dem größeren Investitionsbedürfnis der deutschen Landwirtschaft, be­
sonders im Hinblick auf die beschleunigte Eingliederung in die EWG, 
durch Verstärkung der Investitionsförderung wirksam Rechnung zu 
tragen. Der Hofkredit sollte weiter ausgebaut werden, die Altschulden­
konsolidierung ist zu beschleunigen. 

2. Verbesserung der Markts t r u kt u r 

a) Im Rahmen der Bemühungen des Bundes zur Förderung marktgerech­
ter Erzeugung und Verwertung, besonders unter dem zunehmenden 
Konkurrenzdruck seitens der EWG-Partnerländer, ist es erforderlich , 
einen EWG-Anpassungsplan für die Landwirtschaft Nordrhein-West­
falen zu schaffen. 

Voruntersuchungen als Grundlage für diesen Plan sind eingeleitet, die 
Ergebnisse werden in Kürze erwartet. Dieser Plan sollte alle bisheri­
gen Marktintegrationsmaßnahmen umfassen, um der Landwirtschaft 
Nordrhein-Westfalens die Ausnutzung der relativ günstigen Markt­
chance in wirkungsvoller Weise zu ermöglichen. Der EWG-Anpas­
sungsplan für Nordrhein-Westfalen muß die Förderung der Speziali­
sierung der Produktion, der Bildung gebietlicher Schwerpunkte und 
der Zusammenfassung, Sortierung, Lagerung und Aufbereitung land­
wirtschaftlicher Erzeugnisse im Interesse eines kontinuierlichen und 
auf Qualität abgestellten Angebots in seinen Schwerpunkten umfassen 
(siehe auch unter III). 

b) Daneben zeigen die Erfolge der laufenden Marktförderungsmaßnah­
men eine gute Agrarpolitik der CDU auf, und zwar vorrangig bei der 
Förderung von 95 Anbaugemeinschaften für Qualitätsweizen seit 1963 
mit Mitteln des „ Grünen Plans" . Auf dem Gebiet der Trocknung und 
Annahmeeinrichtungen sowie der Lagerbauten für Getreide wurden 
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bisher 15 Millionen DM aufgewendet. Diese Maßnahmen sind fortzu­
setzen. 

Die Bemühungen zur Verbesserung der Milchvermarktung haben ihren 
konkreten Niederschlag im Landesplan zur Verbesserung der Mol­
kereistruktur gefunden. Nach diesem Plan sollen die Trinkmilchmärkte 
neu geregelt, die Struktur verbessert und damit der Milchabsatz bei 
konstantem und für den Landwirt interessantem Milchpreis vergrößert 
werden. 

Bisher sind bereits 65 Konzentrationsmaßnahmen für 183 Molkereien 
bei 71 Molkereistillegungen durchgeführt worden, wobei die Anliefe­
rung je Molkerei um 54 vH gesteigert werden konnte. 

Die Verbesserung der Fleischproduktion sollte durch Erzeugerringe für 
Mastrinder wie für Ferkel und Schweine gefördert werden . Das gleiche 
gilt für die Geflügelhaltung. 

Die Einrichtung der landwirtschaftlichen Absatzzentrale Bockum­
Hövel zur Zusammenfassung eines großen vielseitigen Angebots ge­
wünschter Qualitäten übt eine beispielhafte Wirkung aus. 

Auf dem Gebiet des Erwerbsgartenbaus ist die Förderung von Lager-, 
Sortier- und Verpackungseinrichtungen, besonders bei Erzeuger­
Großmärkten, durch Kühllagerräume und Frischhaltestationen zu in­
tensivieren. Die Einrichtung und der Ausbau von Blumen-Versteige­
rungen sind zu unterstützen. 

c) Auch das Land Nordrhein-Westfalen sollte dem Export einheimischer 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse größte Aufmerksamkeit schenken und 
der Werbung auf diesem Gebiete alle Förderung zuteil werden lassen. 

3. B i 1 d u n g u n d A u s b i 1 d u n g 

Die Einrichtungen zur Beratung, Bildung und Ausbildung im ländlichen 
Raum müssen den Bedürfnissen der modernen Gesellschaft angepaßt 
werden. Es ist zu prüfen, ob durch finanzielle Anreize zur Förderung der 
betrieblichen Buchführung, zumindest aber betrieblicher Aufzeichnungen, 
eine größere Anzahl von Landwirten für die Buchführung gewonnnen 
werden können. 

4. Agrar so z i a 1 e Maßnahmen 

a) Die Lebens- und Arbeitsverhältnisse in den Wohn- und Wirtschafts­
räumen bäuerlicher Familienbetriebe sind zu verbessern. Dafür wur­
den von 1961 bis 1964 40 Millionen DM als Kredite oder als Zuschüsse 
zur Verfügung gestellt. 

b) Die Förderung der Ausbildung von Dorfhelferinnen seit 1960 wird 
fortgeführt. Tätig sind heute rund 120 Dorfhelferinnen. 
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c) Zur Oberwindung von personellen Schwierigkeiten infolge Krankheit 
oder sonstiger zwingender Umstände wird der Einsatz von Betriebs­
helfern durch Zuschüsse für 4 Jahre an einschlägige Gemeinschaften 
für neue Helferstellen gefördert. 

d) Ein fundierter Sozialplan wird auf Grund von Untersuchungen der 
Agrarsozialen Gesellschaft erstellt werden. Eine von der gleichen Ge­
sellschaft aus Mitteln des Landes zusammengestellte Sozialfibel wird 
den Landwirten und ihren Angehörigen einen überblick über das Ge­
biet der Sozialhilfe geben. Des weiteren laufen Untersuchungen für 
geeignete Maßnahmen einer ländlichen Sozialstrukturpolitik mit dem 
Ziele, sie zu einem Teil des Schwerpunktprogramms der Landesregie­
rung zu machen. 

5. Eing 1 i e der u n g h e i m a t vertriebener u n d g e f 1 ü c h t et er 
Landwirte 

Der Eingliederung heimatvertriebener und geflüchteter Landwirte ist wie 
bisher allergrößte Aufmerksamkeit zu schenken. 1Diesem am schwersten 
betroffenen Personenkreis sollte weitere Förderung zuteil werden. Der 
1965 angelaufene 5-Jahresplan zur verstärkten Eingliederung vertriebener 
und geflüchteter Bauern mit einem Finanzierungsumfang von rund 150 Mil­
lionen DM dient diesem Zweck. 

6. F ö r d e r u n g v o n N e b e n - u n d Z u e r w e r b s b e t r i e b e n 

a) Begriffsbestimmungen 

Nebenerwerbsbetriebe sind solche Betriebe land- und forstwirtschaft­
licher Art, deren Inhaber ihr Einkommen überwiegend aus nichtland­
und forstwirtschaftlicher Tätigkeit beziehen. Zuerwerbsbetriebe sind 
solche land- und forstwirtschaftlichen Betriebe, deren Inhaber neben 
ihrem Einkommen aus land- und forstwirtschaftlicher Tätigkeit Einkünfte 
aus nichtland- und forstwirtschaftlicher Tätigkeit bis zu höchstens 
50 vH des Gesamteinkommens beziehen. 

b) Die Bundesrichtlinien für Althofsanierungen, Aussiedlungen und Auf~ 
stockungen sehen nur dann die Vergabe von Mitteln vor, wenn spä­
testens bei Abschluß einer Aussiedlung, Althofsanierung oder Auf­
stockung der Betrieb die Größe eines bäuerlichen Familienbetriebes 
erreicht, d. h. , daß von diesem Zeitpunkt ab der Betrieb ausreichend 
groß ist, um für mindestens eineinhalb Generationen eine sichere 
Existenzgrundlage zu bilden. Die CDU Nordrhein-Westfalens setzt 
sich voll und ganz dafür ein, daß bei der Aufstockung von Neben- und 
Zuerwerbsbetrieben - auch in mehreren Etappen - Förderungsmittel 
des Bundes und des Landes angesetzt werden können, wenn der Be­
triebsinhaber eine landwirtschaftliche Vollerwerbsstelle schaffen will. 
Die CDU in Nordrhein-Westfalen ist also für eine möglichst elastische 
Handhabung der derzeitigen Bestimmungen. 
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c) Die CDU strebt eine ebenfalls elastischere Handhabung bei der Ge­
währung von Zinsverbilligung für Kapitalmarktdarlehen dann an, wenn 
in mehreren Etappen die Größe eines bäuerlichen Familienbetriebes 
erreicht werden kann. 

d) Da nur im Rahmen eines Siedlungsverfahrens die Aufstockung eines 
Neben- und Zuerwerbsbetriebes zu einem Vollerwerbsbetrieb zu 
tragbaren Belastungen möglich ist, fordert die CDU, in weitaus grö­
ßerem Maße als bisher, Mittel für diesen agrarstrukturell außerordent­
lich bedeutsamen Zweck einzusetzen. 

e) Die vom Land Nordrhein-Westfalen bisher zusätzlich durchgeführten 
Förderungsmaßnahmen für Landabgabe sowohl bei der Verpachtung 
als auch beim Verkauf sollten nicht von Etatkürzungen getroffen wer­
den, da dadurch eine Förderung der aufstockungswilligen Neben- und 
Zuerwerbsbetriebe besonders stark behindert wird. 

f) Die Förderungsmaßnahmen für diejenigen Neben- und Zuerwerbs­
betriebe, die auch in Zukunft in dieser Form der Landbewirtschaftung 
bzw. der landwirtschaftlichen Veredlungsproduktion verbleiben wol­
len, sollten vom Bundeswohnungsbauministerium übernommen 
werden. 

V. Ländliche Regionalplanung 

In der Bundesrepublik werden noch immer 86 vH des Bundesgebietes 
landwirtschaftlich genutzt. Die Agrarpolitiker der CDU in Nordrhein-West­
falen sind deshalb der Ansicht, daß bei den Maßnahmen der Regional­
planung im Rahmen der Landesplanung die Mitsprache der Landwirtschaft 
und die Berücksichtigung der Belange der Landwirtschaft notwendig ist. 

Gefordert wird deshalb: 

aa) eine langfristige Planung mit klarer Abgrenzung von landwirtschaft­
lichen Vorranggebieten gegenüber solchen Gebieten, die für Wohn­
und industrielle Zwecke sowie für öffentliche Zwecke bestimmt sind. 

bb) Ein gemeinsames Zusammenarbeiten von Land, Kreis und Gemein-
den mit erfahrenen Vertretern der Landwirtschaft in allen Stadien der 
Planung, insbesondere auch bei Planänderungen. 

cc) Koordinierung aller Planungen, angefangen von der Landesplanung 
über die Gebiets- und Regionalplanung bis zur gemeindlichen Baulei ­
tungsplanung und der Aufstellung verbindlicher Leitsätze. 

VI. Bundeswaldgesetz 

Die Agrarpolitiker der CDU des Landtages Nordrhein-Westfalen treten 
für die Errrichtung eines Bundeswaldgesetzes deshalb ein, weil dadurch 
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die Eigentumsfragen und die damit verbundenen Entschädigungsleistun­
gen für den Waldbesitzer geklärt werden. Geklärt wird aber auch die 
Funktion des Waldes in seiner wirtschaftlichen, landeskulturellen und 
wasserwirtschaftlichen Bedeutung. Gerade für die Bevölkerung des Lan­
des Nordrhein-Westfalen ist der Wald mit seinen Erholungsfunktionen 
unentbehrlich. 

VII. Agrarpolitische Vorstellungen der SPD 

Als es noch eine „Sozialdemokratische Regierungsmannschaft" gab, ver­
öffentlichte diese am 26. 4. 1965 im Rahmen einer Pressekonferenz ein 
Umstellungs- und Förderungsprogramm für die Landwirtschaft unter dem 
Titel „ Die deutsche Landwirtschaft in den nächsten vier Jahren". Die Re­
gierungsmannschaft kam nicht zum Zuge - es hätte für die deutsche 
Landwirtschaft bei der Verwirklichung des vorgelegten Programmes auch 
ein Fiasko gegeben: 

a) Preispolitik 

Die SPD findet sich damit ab, daß von der EWG-Kommission Preis­
politik für landwirtschaftliche Erzeugnisse gemacht wird und die Bun­
desregierung in der zentralen Frage der Landwirtschaft, der Preis­
bildung, nur noch wenig Möglichkeiten hat. Die Existenzfrage der 
deutschen Landwirtschaft, die Sicherung ihres Einkommens auch über 
die Preise, wird von der SPD konkret in die Richtung abgedrängt, daß 
Preise durch den SPD-Sozialplan ersetzt' werden. 

b) Grüne Pläne 

Ohne die Grünen Pläne der Bundesregierung wären die imponieren­
den Leistungen der Landwirtschaft und die vielversprechenden Er­
folge bei der Neuordnung des ländlichen Raumes nicht denkbar. Im 
SPD-Agrarprogramm wird mit keinem Wort die Fortsetzung der Grünen 
Pläne, die in so erfolgreicher Weise die unternehmerischen Leistun­
gen unserer Landwirte unterstützen, erwähnt. Die SPD tut die Grünen 
Pläne vielmehr als „ Fleißarbeit" ab - konkrete Alternativen dazu sind 
im Agrarprogramm der SPD nicht aufzufinden. 

c) Agrarstruktur 

Einen Schwerpunkt legt das Programm der SPD auf die Verbesserung 
der Agrarstruktur, wobei sie davon ausgeht, die Vergabe von Bundes­
mitteln durch strukturelle Regional- und Landesaufbaupläne zu ergän­
zen. Die SPD stellt bei der Vergabe von Mitteln einen Modellbetrieb 
heraus, an den aber dann von der Landwirtschaft unerfüllbare Forde­
rungen geknüpft werden, die vor allen Dingen der Selbständigkeit des 
Landwirts und seiner unternehmerischen Entscheidung entgegenwir-
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ken. Nach dem Willen der SPD wäre dann letztlich der Landwirt nichts 
anderes mehr als ein „Landschaftspfleger mit staatlichem Auftrag ". 

d) Kurs der SPD-Agrarpolitik 

Nach Vorlage des SPD-Agrarprogramms konnte die Bundesregierung 
erklären, daß dieses Programm keine neuen Gesichtspunkte enthalte, 
die nicht in der agrarpolitischen Diskussion bereits von der Bundes­
regierung bzw. der CDU/CSU aufgegriffen und verwirklicht oder aber 
verworfen wurden, weil sie für die deutsche Landwirtschaft nicht dien­
lich .sind. Die ständige Anpassung der SPD-Agrarpolitik an die Agrar­
politik der CDU/CSU zeigt einmal wieder, daß diese Partei keine eige­
nen Vorstellungen zu verwirklichen in der Lage ist. Wie sollte auch 
eine Partei, wie die SPD, zu einer klaren agrarpolitischen Konzeption 
gelangen, wenn ein prominenter Sprecher der SPD keinen Zweifel 
darüber aufkommen läßt, daß die starke Ausrichtung der SPD auf ihre 
„ Hausmacht, die gewerkschaftlich orientierte Industriearbeiterschaft", 
ein stärkeres Interesse für Fragen der Landwirtschaft kaum zuläßt. 

Die CDU hat es nicht nötig, sich mit dunklen Redewendungen an die 
Landwirtschaft aus der Affäre zu ziehen. Sie kann mit Fakten auf­
warten, und das wissen unsere Bauern, die darum Dr. Franz Meyers 
und seinem jungen, tüchtigen Landwirtschaftsminister Gustav Nier­
mann vertrauen. Auch für die Zeit nach dem 10. Juli, dem Tag der 
Landtagswahl. 

15 


